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Enteignung soll Landtagshoheit bleiben 
Kritik der Abgeordneten gehört: Das umstrittene Thema wird aus der geplanten Vorlage für ein neues Strassengesetz entfernt.   

Gary Kaufmann 
 
Es ist der Knackpunkt, wenn 
Lösungen für das Verkehrspro-
blem gesucht werden: Busspu-
ren, Radwege und Strassen 
brauchen Platz. «Für Mobili-
tätsmassnahmen brauchen wir 
schlussendlich die Unterstüt-
zung der Bodenbesitzer», sagte 
Regierungsrat Daniel Oehry 
ges tern an der Medienkonfe-
renz. An dieser wurde der fünf-
te Monitoringbericht des Mobi-
litätskonzepts 2030 vorgestellt. 
Eines der elf Leitprojekte sieht 
vor, Tempo in die Raumbe-
schaffung zu bringen. 

Voraussichtlich Ende Jahr 
möchte Oehry dem Landtag die 
Vorlage für ein neues Strassen-
gesetz vorlegen. Ursprünglich 
sah dieses vor, dass die Regie-
rung, unter bestimmten Vor-
aussetzungen, künftig direkt 
über Enteignungen für den Bau 
von Landstrassen entscheiden 
kann. Zum Beispiel, wenn be-
reits ein Finanzbeschluss des 
Landtags vorliegt. Bisher ist bei 
jeder einzelnen Enteignung die 
Zustimmung der Abgeordneten 
notwendig, was in der Praxis 
dazu führt, dass kaum welche 
ausgesprochen werden. Diese 
Anpassung wäre somit ein wirk-
samer Hebel, allerdings wird 
nun auf diesen verzichtet. Ma-
nuel Roth von der Abteilung 
Verkehrsplanung im Amt für 
Hochbau und Raumplanung in-
formierte: «Die Aspekte des 
Enteignungsrechts werden im 
Strassengesetz nicht mehr wei-
terverfolgt.» Stattdessen prüfe 

die Regierung organisatorische 
Massnahmen, um Verfahren 
beschleunigen zu können.  

Machtkampf zwischen 
Landtag und Regierung 
«Es gab viele kritische Stimmen 
im Parlament», erinnerte Ver -
kehrsminis ter Oehry auf Anfra-
ge. Vergangenen November, bei 
der Debatte zum Verkehrsinfra-
strukturbericht 2026, sahen es 

insbesondere Abgeordnete der 
Opposition kritisch, dass die Re-
gierung die Kompetenz bei Ent-
eignungen erhalten soll. «Die-
ses Verfahren muss beim Land-
tag bleiben, das dürfen wir nicht 
an die Regierung abgeben», 
sagte Thomas Rehak (DpL) da-
mals. Eine Enteignung dürfe 
nur das «absolut allerletzte Mit-
tel sein», betonte Marion Kind-
le-Kühnis (DpL). Insofern sei 

die Hoheit beim Landtag richtig 
angesiedelt, damit sich das Land 
zuerst um Verhandlungen be-
mühe und das Recht auf Eigen-
tum geschützt werde. Der zu-
ständige Verkehrsminister hat 
die Gegenwehr offensichtlich 
zur Kenntnis genommen. «Ich 
habe diese als Regierungsrat in 
die Waagschale geworfen und 
bin zur Erkenntnis gelangt, dass 
wir den Passus bezüglich Ent-

eignungsrecht aus dem Stras -
sengesetz herausnehmen», so 
Oehry. Um den Erfolg der Vor-
lage nicht zu gefährden, soll der 
umstrittene Aspekt also ausge-
klammert werden. Bei den be-
vorstehenden Lesungen der Ge-
setzesvorlage müsse der Land-
tag aus seiner Sicht nun eine 
klare Position beziehen: «Will 
er für Enteignungen zuständig 
sein oder die Verantwortung in 
Teilen abgeben?» 

Im ersten Fall besteht kein 
Handlungsbedarf für die Abge-
ordneten. Falls eine Mehrheit 
allerdings doch einen Vorteil 
darin sähe, dass die Regierung 
bei Enteignungen entscheiden 
kann, müsste diese von sich aus 
aktiv werden und fordern, den 
Passus wieder in das Strassen-
gesetz aufzunehmen. Wenn 
kein entsprechender Antrag bei 
der ersten oder zweiten Lesung 
erfolgt, wäre die Revision über 
das Strassengesetz ad acta ge-
legt. Dann werde sich der Ver-
kehrsminister nicht mehr für 
dieses Thema zuständig fühlen. 
«Dann müsste der Justizmi -
nister hergehen und das Enteig-
nungsgesetz überarbeiten.» 
Wenn dann der Bau einer Land-
strasse am Willen der Eigentü-
mer scheitert, werde er den An-
trag an den Landtag stellen und 
diesem die Rolle des Sünden-
bocks überlassen. Entweder, 
weil er – je nach Beschluss –  
dem Bodenbesitzer eine unan-
genehme Nachricht schicken 
oder ein Projekt von öffent -
lichem Interesse verhindern 
muss. 

Regierungsrat Daniel Oehry will beim Strassengesetz kein Risiko eingehen.  Bild: IKR/Tatjana Schnalzger

Fokus auf ÖV  
und Radnetz 
Vor sechs Jahren wurde das  
Mobilitätskonzept 2030 verab-
schiedet. Seither informiert die 
Regierung mittels Monitoring-
berichten regelmässig über den 
aktuellen Umsetzungsstand. 
Diese Woche hat die Regierung 
die fünfte Ausgabe zuhanden 
des Landtags verabschiedet. In 
den Jahren 2024 und 2025 kon-
zentrierte sich die Regierung 
auf Massnahmen zur Bevorzu-
gung des Busses und Optimie-
rung des Radnetzes. Zudem 
wurden die Sanierung der 
Rheinübergänge so wie neue 
Radbrücken über den Fluss vor-
angetrieben.  

«Die meisten Leitprojekte 
des Mobilitätskonzeptes befin-
den sich in der Umsetzung», 
stellte Regierungsrat Daniel 
Oehry fest. Ausser die S-Bahn 
Liechtenstein, die 2020 vom 
Stimmvolk abgelehnt wurde. 
Die steigenden Zahlen, sowohl 
bei der Liemobil als auch bei 
den Radmessstellen, würden 
zeigen, dass die lancierten 
Massnahmen wirken.  

Anfangs wurde jährlich ein 
Monitoringbericht verfasst, nun 
erscheint er alle zwei Jahre. 
Dazu meinte Oehry, dass Stras-
senprojekte Zeit brauchen: 
«Die Geschwindigkeit, in der 
sich Mobilitätsaspekte ändern, 
ist nicht so schnell, dass es jedes 
Jahr Neuigkeiten gäbe.» (gk)

Beide Rheinseiten müssen mitziehen 
Keine Bundesmittel: Finanzierung der Agglomerationsprojekte wird neu verhandelt. 

Die Fuss- und Radbrücken zwi-
schen Sennwald und Ruggell 
(Kostenschätzung: 5,7 Millio-
nen Franken) sowie Haag und 
Bendern (6,7 Millionen) sind 
zentrale Elemente des Mobili-
tätskonzepts. Deren Finanzie-
rung steht nach dem Entscheid 
vom Juni jedoch auf der Kippe: 
Der Schweizer Bund lehnte 
eine Mitfinanzierung des 5. Ag-
glomerationsprogramms Wer-
denberg-Liechtenstein ab, weil 
die Grundanforderungen nicht 
erfüllt wurden. Somit stehen 
keine Fördermittel aus Bern für 
die Projekte zur Verfügung, oder 
man müsste bis zur nächs ten 
Generation abwarten für einen 
weiteren Versuch. Dies sorgt für 
eine zusätzliche He raus for de -
rung bei der Umsetzung des 
Konzepts. «Wir müssen nun ab-
klären, wie es bei den Projekten 
weitergeht und wie die wegfal-
lenden Mitteln kompensiert 
werden», teilte Regierungsrat 
Daniel Oehry gestern mit.  

Bei der Rheinbrücke Senn-
wald-Ruggell werden bereits 
Gespräche geführt. Das Projekt 
ist aus Sicht des Verkehrsminis -
ters «zu wichtig», als dass man 
bis zur nächsten Generation des 
Programms warten könnte. Es 
geht um die «Gretchenfrage», 
wie die Bereitschaft auf der an-
deren Seite aussieht. «In Liech-

tenstein haben wir es selbst in 
der Hand, da können das Land 
und die Gemeinden zusätzliche 
Mittel sprechen», so Oehry. 
«Ohne die Schweizer Seite lässt 
sich das Projekt jedoch nicht 
realisieren.» Sprich: Wenn die 
Gemeinde Sennwald oder der 
Kanton St. Gallen ihre Beiträge 
für das Bauvorhaben nicht er-

höhen, wird sich die Langsam-
verkehrsbrücke Sennwald–Rug-
gell verzögern. Die Eröffnung 
wäre eigentlich für Herbst 2029 
geplant.  

Lehren für künftige  
Eingaben ziehen 
Erinnerungen werden wach: 
Die angemeldete viert e Gene-

ration des Agglomerationspro-
gramms Werdenberg-Liechten-
stein musste letztlich zurück -
gezogen werden, weil das zen-
trale vorgesehene Projekt der 
Ein gabe, die S-Bahn Liechten-
stein, 2020 an der Urne ge-
scheitert ist. Nach zwei Genera-
tionen ohne Unterstützung 
stellt sich jetzt die Frage, ob 
eine Teilnahme an dem Förder-
programm überhaupt noch 
Sinn ergibt. Immerhin müssen 
Beiträge bezahlt und die Auf-
wände der Agglomeration Wer-
denberg-Liech tenstein mitfi-
nanziert werden.  

Als erste Reaktion auf die 
Ablehnung der Mitfinanzierung 
hätten sich einige Personen die-
se Frage gestellt, berichtet der 
Verkehrsminister. Im Zuge der 
laufenden Abklärungen werde 
auch über dieses Thema disku-
tiert. Gleichzeitig betont Daniel 
Oehry, dass aus dieser Ent-
scheidung Lehren für die Zu-
kunft zu ziehen sind. Es sei das 
eigene Vorgehen zu hinterfra-
gen. Man müsse sich bei der 
nächsten Generation intensiver 
überlegen, «welche Program-
me man ins Agglomerations-
programm werfen soll und bei 
welchen eine Chance auf Bun-
desmittel besteht».  

 
Gary Kaufmann 

Oehry zur Umfahrung Schaan: 
«Muss weitergedacht werden» 
Aus Sicht der Regierung müsse die Massnahme im  
Kontext der gesamten Raumplanung betrachtet werden. 

Der Schaaner Gemeinderat 
strebt eine unterirdische Wei-
terführung der Industriestrasse 
vom Hilcona-Kreisel bis zur 
Zollstrasse an. Die Regierung 
als allfälliger Bauherr sieht Po-
tenzial in der Variante und be-
handelt das Anliegen im Rah-
men des Projekts «Raum und 
Mobilität 2050» als langfristige 
Option. Die beantragte Strate-
gische Umweltprüfung (SUP) 
für dieses Vorhaben soll bald 
starten, teilte Martin Schier-
scher, Leiter des Amts für Tief-
bau und Geoinformation, ges -
tern gegenüber den Medien 
mit. Bei diesem Verfahren wer-
den nicht nur die Umweltver-
träglichkeit, sondern auch Al -
ter nativen zu einem Tunnel ab-
geklärt. Regierungsrat Daniel 
Oehry wies darauf hin, dass im 
Zuge der Massnahme die lan-
desweite Raumplanung be-
rücksichtigt werden muss.  

Minister kann sich Tunnel 
in Nendeln vorstellen  
«Im Zuge der Umfahrung in 
Schaan ist auch die Folgefrage 
zu stellen, wie man ab der Hil-
cona respektive der Axalo wei-
terkommt», so der Verkehrsmi-
nister. Es müsste auch an die 
Weiterfahrt gen Vaduz, Buchs 

oder ins Unterland gedacht 
werden. Ausserdem müsse be-
rücksichtigt werden, welche 
Pläne in anderen Gemeinden 
existieren oder irgendwann 
aufkommen könnten. «Man 
baut nicht einfach einen Ten-
nisplatz und kümmert sich 
dann erst darum, wie man dort-
hin gelangt.» 

Wenn der Verkehrsminister 
darüber nachdenkt, wo sich 
«kurze, kleine Umfahrungen» 
anbieten, fällt ihm als erstes 
Nendeln ein. Zu den Stoss -
zeiten wird dort das Siedlungs-
gebiet ziemlich belastet. Infolge 
des Stadttunnels Feldkirch, der 
2030 seinen Betrieb aufneh-
men soll, wird sich die Situation 
voraussichtlich zusätzlich ver-
schärfen. Den Prognosen zu -
folge werden dadurch beim 
Grenzübergang Schaanwald bis 
zu 1500 zusätzliche Fahrzeuge  
pro Tag erwartet, von denen die 
meisten nach Nendeln fahren 
werden. «Ich könnte mir dort 
eine Lösung, wie sie in Schaan 
nun geprüft wird, sehr gut vor-
stellen», sagte Regierungsrat 
Oehry. Auch an dies em Stand-
ort müsste man jedoch zuerst 
abklären, ob eine ober- oder 
unter irdische Lösung vorteil-
hafter wäre. (gk)

Bei der Radbrücke Sennwald–Ruggell wurde vergeblich auf Mittel 

des Bundes gehofft. Visualisierung: Masotti & Associati SA


